
  Bundesrecht konsolidiert 

www.ris.bka.gv.at  Seite 1 von 1 

Kurztitel 

Urheberrechtsgesetz 

Kundmachungsorgan 

BGBl. Nr. 111/1936 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 32/2003 

§/Artikel/Anlage 

§ 92 

Inkrafttretensdatum 

01.07.2003 

Text 

Vernichtung und Unbrauchbarmachung von Eingriffsgegenständen und Eingriffsmitteln. 

§ 92. (1) In dem Urteil, womit ein Angeklagter des Vergehens nach § 91 schuldig erkannt wird, ist 
auf Antrag des Privatanklägers die Vernichtung der zur widerrechtlichen Verbreitung bestimmten 
Eingriffsgegenstände sowie die Unbrauchbarmachung der ausschließlich oder überwiegend zur 
widerrechtlichen Vervielfältigung bestimmten und der im § 90b sowie im § 90c Abs. 3 bezeichneten 
Eingriffsmittel anzuordnen. Solche Eingriffsgegenstände und Eingriffsmittel unterliegen diesen 
Maßnahmen ohne Rücksicht darauf, wem sie gehören. Bauten sind diesen Maßnahmen nicht unterworfen. 
Die Vorschriften des § 82, Absatz 3, gelten entsprechend. 

(2) Kann keine bestimmte Person verfolgt oder verurteilt werden, so hat das Strafgericht auf Antrag 
des Verletzten die im Absatz 1 bezeichneten Maßnahmen im freisprechenden Erkenntnis oder in einem 
selbständigen Verfahren anzuordnen, wenn die übrigen Voraussetzungen dieser Maßnahmen vorliegen. 
Im selbständigen Verfahren erkennt hierüber das Gericht, das zur Durchführung des Strafverfahrens 
zuständig wäre, nachdem die etwa erforderlichen Erhebungen gepflogen worden sind, nach mündlicher 
Verhandlung durch Urteil. Auf die Verhandlung, die Entscheidung und ihre Veröffentlichung sowie auf 
die Anfechtung der Entscheidung sind die Vorschriften entsprechend anzuwenden, die für die 
Entscheidung über den Strafanspruch gelten. Für den Kostenersatz gelten dem Sinne nach die 
allgemeinen Vorschriften über den Ersatz der Kosten des Strafverfahrens; wird dem Antrag stattgegeben, 
so trifft die Kostenersatzpflicht die an dem Verfahren als Gegner des Antragstellers Beteiligten. 

(3) In den Fällen der Absätze 1 und 2 sind, soweit es möglich ist, auch die Eigentümer der der 
Vernichtung oder Unbrauchbarmachung unterliegenden Gegenstände zur Verhandlung zu laden. Sie sind, 
soweit es sich um die gesetzlichen Voraussetzungen dieser Maßnahmen handelt, berechtigt, tatsächliche 
Umstände, vorzubringen, Anträge zu stellen und gegen die Entscheidung die nach der 
Strafprozeßordnung zulässigen Rechtsmittel zu ergreifen. Wegen Nichtigkeit können sie das Urteil auch 
dann anfechten, wenn das Gericht die ihm nach den Absätzen 1 und 2 zustehenden Befugnisse 
überschritten hat. Sie können ihre Sache selbst oder durch einen Bevollmächtigten führen und sich eines 
Rechtsbeistandes aus der Zahl der in die Verteidigerliste eingetragenen Personen bedienen. Die Frist zur 
Erhebung von Rechtsmitteln beginnt für sie mit der Verkündung des Urteils, auch wenn sie dabei nicht 
anwesend waren. Gegen ein in ihrer Abwesenheit gefälltes Urteil können sie keinen Einspruch erheben. 


